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Zivilklauseln gegen
Rustungsforschung

Der Widerstand gegen eine
Militarisierung der Bildung wachst
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Editorial

Tarifverhandlungen
im Landerbereich —
leere Worte,

keine Angebote

Dass es , Fehlentwicklungen” bei der
Befristungspraxis gabe, rdumt die Tarifgemein-
schaft der Lander (Tdl) ein — sieht jedoch keine
tariflichen Lésungsmdglichkeiten.

.Fehlentwicklungen”? Nein, es war politisch
gewollt, Befristungsmdéglichkeiten immer weiter
auszudehnen! Sind Instrumente wie Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz oder Teilzeit- und
Befristungsgesetz erst einmal geschaffen, ohne
dass es parallel reglementierende Verordnungen,
Erlasse und Vereinbarungen der Tarifparteien
gibt, darf sich niemand wundern, wenn die
Instrumente ,,unlimited” genutzt werden.

Dass Befristungen immer (blicher und immer
kurzer werden, hat nicht nur herbe Konsequen-
zen fir die Beschéftigten: Sie kénnen ihr eigenes
Leben nicht planen, weil Arbeitsort, Arbeitszeit
und Einkommen kaum berechenbar sind.

Die véllig ausgeuferte Befristungspraxis hat auch
massive Folgen fur die Einrichtungen und Dienst-
stellen. Der enorme administrative Aufwand

des Befristungsunwesens belastet die Etats der
Institutionen. Das wird allerdings , bilanziell”
nicht abgebildet: Diskontinuitdten in der Stellen -
besetzung und Aufgabenwahrnehmung ver -
ursachen Transaktionskosten, die in keinem
Budget und in keiner Kosten- und Leistungs-
rechnung auftauchen.

Wir fordern:
— Ausschluss der sachgrundlosen Befristung,

— drastische Reduzierung und Quotierung der
befristeten Arbeitsverhéltnisse,

— deutlichen Ausbau der unbefristeten Stellen. @
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Schwerpunkt: Mit Zivilklauseln gegen Ristungsforschung

Widerstand auch

Die chronische Unterfinanzierung der
Bildung fihrt zur Militarisierung der
Hochschulen. Seit der Foderalismusreform
2006 miissen sich die Hochschulen zuneh-
mend nach neuen Geldquellen umsehen.
Zu einem Viertel finanzieren sie sich inzwi-
schen aus Mitteln, die wie die Milliarden
der Exzellenz-Initiative im Wettbewerb
vergeben werden. Geforscht wird, was
Geld und Gewinn bringt. Dazu gehort auch
Kriegsforschung: In den letzten zehn
Jahren erhielten mindestens 47 Hochschu-
len Auftrdage vom Bundesverteidigungs-
ministerium - Tendenz steigend.

VON RENATE BAYER

atsachlich ist das AusmaB der Militarforschung
Tnoch groBer, denn vieles wird nicht als solche
deklariert. Dies gilt beispielsweise fur weite Teile
des staatlichen Programms ,zivile Sicherheits -
forschung” mit den Schwerpunkten Sensorik,
Robotik und Mustererkennung. Ende 2010 stellte
die Regierung Sicherheitsforschungsprogramme
dann sogar unter Geheimschutz: Von der
im Grundgesetz garantierten Freiheit von
Forschung und Lehre ist somit nicht mehr
viel Ubrig.

Auch die Ristungsindustrie selbst nutzt
Forschungseinrichtungen an Hochschulen. So-ist
die Freiburger Universitat an der Entwicklung des
Bundeswehr-Transportflugzeuges Airbus A400M
beteiligt, und die Uni Stuttgart erhalt Auftrage
vom Unternehmen Eurocopter.

.Niemand sollte glauben, dass ein weiteres
halbes Jahrhundert Frieden und Wohlstand in
Europa selbstverstandlich ist. Es ist es nicht!”
sagte Kanzlerin Angela Merkel am 26. Oktober
2011 in einer Regierungserkldrung. Wie das zu
interpretieren ist, geht aus den ein halbes Jahr
zuvor verabschiedeten verteidigungspolitischen
Richtlinien hervor: ,Deutschland ist bereit, als
Ausdruck nationalen Selbstbehauptungswillens
und staatlicher Souveranitat zur Wahrung seiner
Sicherheit das gesamte Spektrum nationaler
Handlungsinstrumente einzusetzen. Dies bein -
haltet auch den Einsatz von Streitkraften.” Die
Bundeswehr solle weltweit zum Einsatz gebracht
werden, um den Zugang zu Markten und Roh -

stoffen zu sichern. Das hatte Ex-Bundesprasident
Horst Kéhler bereits im Mai 2010 ausgesprochen
und war nach o6ffentlicher Kritik zurlickgetreten.

Die Militarforschung an den Hochschulen ist
somit ein Spiegel der zunehmenden Militarisie-
rung der deutschen AuBenpolitik seit 1990 — und
zugleich zeigt sich hier ein gesellschaftliches
Spannungsfeld. SchlieBlich hat die Bundeswehr
ein erhebliches Akzeptanzproblem, seit sie sich
in eine ,Armee im Einsatz” verwandelt hat. Das
zu andern war das Ziel des , Celler Appells”, den
Vertreterlnnen von Wirtschaft, Politik und Bun-
deswehr 2008 verabschiedeten. ,Darlber hinaus
wollen wir aktiv darauf hinwirken, dass der
sicherheitspolitische Dialog auch in Forschung
und Lehre, insbesondere an unseren Hochschu-
len, gestarkt wird, z.B. durch die Einrichtung von
Stiftungsprofessuren und durch einen dauerhaf-
ten, praxisorientierten und wissenschaftlichen
Austausch zwischen Wirtschaft und Bundes-
wehr,” steht dort geschrieben. Das lasst erahnen,
welche Eliten an unseren Universitdten wieder
herangezlichtet werden sollen und was mit Spit-

zenforschung gemeint ist.

Doch an den Hochschulen regt sich
deutlicher Widerstand. Studierende an
Dutzenden Universitdten haben Initiativen

gegriindet, um Zivilklauseln in den Grundord-
nungen ihrer Hochschulen zu verankern. Die sol-
len eindeutig festschreiben, dass Forschung,
Lehre und Studium keinen militarischen Zwecken
dienen durfen.

Die Bewegung verzeichnet erste Erfolge: An
den Universitaten Tubingen und Rostock wurden
Zivilklauseln in die Grundordnungen aufgenom-
men. Bremen, TU Berlin, Konstanz, Dortmund
und Oldenburg haben bereits seit langer Zeit eine
Klausel gegen Kriegsforschung. Die seit 1986 be-
stehende Bremer Zivilklausel wurde jingst gegen
den zivilmilitarischen Satellitenhersteller OHB ver-
teidigt. In Karlsruhe, KélIn, Frankfurt a.M., Kassel
und der FU Berlin gab es ein klares Votum der
Studierendenschaft bei Urabstimmungen fur die
Zivilklausel. Die Frankfurter Goethe-Universitat
hat Anfang des Jahres 2013 die Zivilklausel in
ihrer Grundordnung verankert ebenso wie die TU
Darmstadt. @

MITMAT CHEN!

B Hochschulen fiir den
Frieden - ver.di ist dabei!

Der Widerstand gegen
Kriegsforschung an den Hoch-
schulen wachst — und ver.di ist
»an vorderster Front” dabei. Als
sich vor zwei Jahren Gewerk-
schaften, Forschende, Lehrende,
Studierende und Friedens-
bewegte zu einer Konferenz iiber
Ruistungsforschung an Hoch-
schulen trafen, da ahnte keiner,
welche Dynamik dieses Netz-
werk innerhalb kurzer Zeit ent-
wickeln wiirde.

Das gemeinsame Vorhaben
wurde beim ersten Treffen klar
formuliert: , Wir wollen Hoch-
schulen fiir den Frieden. Studie-
rende und Lehrende entscheiden
sich fiir zivile Hochschulen als
Ort fur Studien, Lehre und
Forschung. Wir wollen sinnvolle
Beitrage zur friedlichen Losung
der Probleme und Konflikte
dieser Welt leisten.”

Die Initiative kniipfte an
bereits bestehende Beschliisse
von Hochschulrdten und Senaten
an, die besagen, dass ,jede
Beteiligung von Wissenschaft
und Forschung mit militarischer
Nutzung bzw. Zielsetzung” ab-
gelehnt wird. Diese Zivilklauseln
fordern , die Mitglieder der
Universitat auf, Forschungs-
themen und -mittel abzulehnen,
die Riistungszwecken dienen
konnen.”

Vielerorts engagieren sich
inzwischen ver.di-Mitglieder fiir
Zivilklauseln. Verstarkung ist sehr
willkommen. Wer mitmachen
will, wendet sich am besten
gleich an die bestehenden
Initiativen an den Hochschulen.
Weitere Informationen und
Kontakte gibt es unter www.
zivilklausel.org und bei
uwe.woetzel@verdi.de. ®

Uwe Wotzel

OHMIG W
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Ein Schwerpunkt der
deutschen Riistungs-
industrie liegt in Bayern.
lhr Umsatz summiert sich
dort auf rund 6,5 Milliarden
Euro jahrlich und macht
damit ein Drittel der
bundesweiten Riistungs-
produktion aus.
Entsprechend groB ist auch
die Einflussnahme auf
staatliche Forschungs -
institute der Universitaten.

Bayern als Eldorado

VON RENATE BAYER

Ur die Vereinnahmung der Hochschulen nutzt

die RUstungsindustrie verschiedene Instru-
mente. So hat Eurocopter an der Technischen
Universitdt Minchen einen eigenen Lehrstuhl fur
Hubschraubertechnologie. Im Deutschen Muse-
um wurde 2010 die Fakultdt Munich Aerospace
gegriindet. Die Pressemitteilung verkindete eu-
phorisch, dass hier mit 55 Professuren die ,, groB-
te nationale Forschungsdichte entsteht”. Die
Wissenschaftlerlnnen sollen sich unter anderem
mit Drohnen und Raketenantrieben beschéaftigen.
Beteiligt sind die Bundeswehr-Universitat, die TU
Munchen, das Deutsche Zentrum flr Luft- und
Raumfahrt, EADS, Liebherr Aerospace sowie MTU
Aero Engines.

Derweil entsteht in Augsburg in der Nahe des
Campus ein Ristungspark, wo sich vor allem die
EADS-RUstungssparte Cassidian ansiedeln  will.
Sprecher des dortigen Kompetenzausschusses ist
Manfred Hirt, Professor an der TU Munchen und
zugleich Vizeprasident des Forderkreises Deut-
sches Heer, eines Interessenverbandes fur die
RUstungsindustrie. Auch an der Universitat Augs-
burg selbst findet militarrelevante und wehrtech-
nische Forschung statt — genau wie an den Unis
Erlangen-Nlrnberg, Passau, Regensburg, Wurz-
burg sowie an der Munchner TU und der Ludwig-
Maximilians-Universitat. Was dort jeweils ge-
forscht wird, unterliegt der Geheimhaltung.

In alter Tradition...

Im Maérz 2012 fand innerhalb einer Veranstal -
tungsreihe des Forum Munich Aerospace ein
Festkolloquium an der TU statt. Anlass war der
100. Geburtstag Wernher von Brauns, eines

biwifo

Widerstand in Bayern bundeln

Leider ist gerade da, wo die groBte nationale Forschungsdichte fur die Rustungs-
industrie entsteht, die Gegenwehr am schwachsten. Zu verlockend sind fiir viele
Beteiligte die wissenschaftlichen Mdglichkeiten und beruflichen Perspektiven.

Zur Vernetzung der fortschrittlichen Kréfte in Bayern planen der Landesbezirk
ver.di und der Landesbezirk der GEW mit Unterstlitzung der AG Friedliche Schule
und Hochschule am 29. Juni 2013 eine bayernweite Tagung zu dem Thema:
Zivilklausel verankern, Kooperationsabkommen kiindigen! @

der Rustungsindustrie

.
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In der TU Miinchen parkt ein
ausrangierter Alpha Jet

aktiven Teilhabers an der Menschenvernichtungs-
maschinerie des Naziregimes. Der SS-Obersturm-
bannfihrer hatte die Rakete V2 entwickelt, die
Zwangsarbeiter im KZ Mittelbau Dora bauen
mussten. Allein bei der Produktion starben 20.000
Menschen. Wahrend die TU Munchen diesen
rickgratiosen Opportunisten mit einer Veranstal-
tung ehrt, kdmpfen Eltern und Lehrkrafte im bay-
rischen Friedberg dafur, die dortige , Wernher von
Braun”-Schule umzubenennen.

Auch die im Marz 2012 gegriindete , Fakultat
Bavarian International Campus Aerospace und
Security” steht in alter Tradition. Die Forschungs-
einrichtung soll in Ottobrunn auf dem Geléande
entstehen, auf dem die Firma Messerschmitt im
Auftrag des Reichsluftfahrtministeriums unter
Hermann Goring 1939 die Luftfahrtforschungs -
anstalt MUnchen errichtete. Daflr lieferte ein
eigens errichtetes AuBenlager des KZ Dachau ab
1944 bis zu 900 Zwangsarbeiter. Erst 2001 wurde
fur sie ein Denkmal errichtet. An dem aktuellen
Forschungsinstitut beteiligen sich erneut die TU
Minchen, die Universitdt der Bundeswehr, das
Deutsche Zentrum fur Luft- und Raumfahrt, EADS
und der Triebwerkhersteller MTU. @



Schwerpunkt: Mit Zivilklauseln gegen Ristungsforschung

Zivilklausel

statt Kriegsforschung

VON DIETRICH SCHULZE

egonnen hatte die Entwicklung mit einer
Berfolgreichen Urabstimmung unter den Stu-
dierenden der Universitat Karlsruhe. Eine klare
Mehrheit votierte fir die Zivilklausel: ,Das KIT ver-
folgt nur friedliche Zwecke.” KIT, das Karlsruher
Institut fur Technologie, entstand aus dem Zu -
sammenschluss der Universitat und des (Kern-)
Forschungszentrums Karlsruhe. Das Votum ist in-
sofern bemerkenswert, als es sich bei der Karls-
ruher Universitat um eine Hochschule handelt, die
im Elektrotechnik-Bereich seit Jahrzehnten ver-
deckt fur militarische Zwecke forscht. Heute fuhrt
sie das im Verbund mit dem militarisierten
Fraunhofer-Institut IOSB weiter.

Schatzungsweise an vierzig Hochschulen gibt
es inzwischen Zivilklausel-Arbeitskreise und ande-
re Aktivitditen gegen Forschung und Lehre fir
militarische Zwecke. In mehreren Bundesldndern
steht die Forderung im Raum, Zivilklauseln in die
Landeshochschulgesetze aufzunehmen.

Einen ersten bundesweiten Zivilklausel-Kon-
gress gab es im Mai 2011 an der TU Braun-
schweig. Dort wurde mit Unterstitzung der
Gewerkschaften ver.di und GEW die bundesweite
Initiative ,,Hochschulen fir den Frieden — JA zur
Zivilklausel” gegriindet. Die trifft sich seither
regelmaBig, um Erfahrungen auszutauschen und
gemeinsame Perspektiven zu diskutieren.

Um der fortgesetzten Ristungsforschung am
KIT weiter etwas entgegenzusetzen, veranstaltete
die ,Initiative gegen Militarforschung an Uni -
versitaten” dort im Juni 2012 einen bundesweit
beachteten Zivilklausel-Kongress. Davor hatte es
im Oktober 2011 bereits einen von der Informa -
tionsstelle Militarisierung (IMI e.V.) getragenen
regionalen Kongress an der Universitat Tubingen
gegeben. Dort stand die Unterwanderung der
von den Studierenden im Bildungsstreik durch -
gesetzten Zivilklausel auf der Tagesordnung. Kon -
kret ging und geht es darum, die Honorar -
professur von Wolfgang Ischinger, Chef der
Mdinchener ,Sicherheitskonferenz” und Kriegs -
befurworter, rickgdngig zu machen.

Kaum eine gréBere Friedenskonferenz findet
heute noch statt, ohne dass das Thema ,Mili -

tarisierung von Bildung und Forschung” behan-
delt wiirde. Aktuellstes Beispiel ist die Strategie-
konferenz der ,, Kooperation fiir den Frieden”, die
am 22. und 23. Februar in Stuttgart stattfand und
wo sowohl die militérische Forschung an Hoch-
schulen als auch die Bundeswehr an Schulen auf
dem Programm stand.

Auch die Verbindung der Zivilklausel-Bewe-
gung mit der Kampagne ,Schulfrei fur die Bun-
deswehr” wird immer enger. So gibt es wie schon
im Oktober 2012 auch in diesem Jahr eine bun-
desweite Aktionswoche ,Gegen die Militarisie -
rung der Bildung”. AuBerdem ist eine Unterschrif-
tensammlung geplant.

Die in Kongressen des Kasseler Friedensrat-
schlags begonnene Vernetzung mit Bestrebungen
zur RUstungskonversion steckt noch in den Kin-
derschuhen. Doch in diesem Ansatz liegt eine
groBe Chance. An der Uni Bremen gibt es bereits
die Forderung, einen Lehrstuhl fur Ristungskon-
version einzurichten.

Gerade in Deutschland hat es geschichtliche
Grunde, auf die Notwendigkeit und Durchset-
zungsfahigkeit von Aufklarung und Vernunft zu
setzen. Oder wie es der Holocaust-Uberlebende
Martin Léwenberg aus Munchen formuliert hat:
.Mit den Waffen des Geistes — Gegen den Geist
der Waffen.” @

www.stattweb.de/files/DokuKITcivil.pdf

BSUCHTIPE
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Ein erstaunliches
Phdanomen

Die Politik treibt die Militarisie-
rung der Innen- und AuBen-
politik immer ungehemmter
voran, liigt Kriegseinsatze der
Bundeswehr fiir geostrategische
und Rohstoffinteressen in
,Friedensmissionen” um und
begriindet diese mit einer
angeblichen ,Schutzverant-
wortung”. Ethische Argumente
werden fiir die Bewaffnung mit
Drohnen ins Feld gefiihrt und
Panzer und Kriegsschiffe an das
menschenrechtsverachtende
Regime in Saudi-Arabien gelie-
fert. Dabei benutzt die Politik
die Wissenschaft als Kriegs-
. Dienstleister” fiir Bundeswehr
und Ristungswirtschaft. Orwell
hatte dieses Doppeldenk ,Krieg
ist Frieden” 1949 als bedrii-
ckende Vision veréffentlicht.
Der Verschulung des
Studiums mit der Bologna-
Reform und der unternehmeri-
schen Umgestaltung der
Hochschulen zum Trotz hat sich
ausgerechnet in diesem Klima
eine seit vier Jahren wachsende
Bewegung gegen Kriegsfor-
schung und fiir Zivilklauseln bei
den Studierenden gebildet. ®

Dietrich Schulze

Jetzt entrusten!

Hochschulen: Zukunftswerkstétten oder
Kriegs»Dienstleister«?

48-seitige Streitschrift Uber den Karlsruher Kongress
gegen Kriegsforschung im Juni 2012 am KIT.

Verlag Peter Grohmann, 4,50 Euro.
Bei Abnahme von 10 Exemplaren jeweils 2,50 Euro

Volltext online unter http://www.stattweb.de/files/civil/Doku20121230.pdf
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Schwerpunkt: Mit Zivilklauseln gegen Rustungsforschung

Dual Use - eine politisch
gewollte Verquickung

Immer wieder wird
behauptet, dass viele
Forschungsergebnisse

prinzipiell friedlich oder
militérisch genutzt
werden kdnnen.
Vertreterinnen dieser

Position fiihren das

Dual-Use-Argument

gegen Zivilklauseln

ins Feld. Eine strikt zivile
Ausrichtung der Wissen -
schaft sei aufgrund der
unterschiedlichen
Verwendbarkeit von
Forschungsergebnissen
unmoglich. Was steckt
dahinter — und ist die
Dual-Use-Problematik
tatsachlich ein Argument
gegen Zivilklauseln?

biwifo o

VON PETER FORSTER

ual Use ist ein Konzept, um zivile Forschung

militdrisch nutzbar zu machen und bereits im
Forschungsprozess Madglichkeiten militarischer
Anwendungen zu berlcksichtigen. Schon 1989
forderte die Bundesregierung im ,Zukunfts-
konzept Informationstechnik”: ,In Zukunft wird
auch verstarkt darauf hinzuwirken sein, so ge-
nannte Dual-Use-Technologien intensiver zu nut-
zen, d.h. zu versuchen, militarische Forderungen
bei zivilen Entwicklungen frihzeitig mitberdck-
sichtigen zu lassen, beziehungsweise auf derarti-
ge Dual-Use-Technologien in Form von Add-On-
Programmen aufzusetzen, um den militarischen
Bedarf zu decken.” Entsprechend rief die CDU/
CSU in einer Pressemitteilung von 1993 dazu auf,
.die faktische Trennung zwischen ziviler und mili-
térischer Forschung zu Uberdenken (Stichwort
Dual Use).”

Diese Militarisierung von Forschung und Ge-
sellschaft geht einher mit der Tendenz, Krieg zur
~Normalitadt” zu erkldren und die Grenzen zwi-
schen zivil und militarisch in Frage zu stellen. Zu
Ende gedacht hat diese Logik der aktuelle
Verteidigungsminister Thomas de Maiziere. Auf
der von Rustungsindustrie und OI-Multis mit-
finanzierten ,Sicherheitskonferenz” in Mlnchen
erklarte er die Bundeswehr zum ,Teil der Frie -
densbewegung”.

Aktuell versuchen Gegnerlnnen der Zivil-
klauselbewegung, Dual Use als immanentes
Merkmal jeder Wissenschaft darzustellen und den
Forschungsprozess so zu entpolitisieren. Damit
wird dem Laissez-faire und der Verantwortungs-
losigkeit das Wort geredet: Da sich die Verwen -
dung(smoglichkeiten) von Wissenschaft angeb-
lich nicht beeinflussen lassen, eribrige sich auch
die Reflektion Uber Ziele und Ausrichtung von
Wissenschaft.

Zwar stimmt es, dass zivile Forschungsergeb -
nisse — solange es Ristungsindustrie, Bundeswehr
und Kriege gibt — auch militarisch genutzt wer-
den. Verschleiert wird jedoch mit der ideologi-
schen Umkehrung des Dual Use, dass zunehmend
wirtschaftliche und politische Interessen die
Fragestellung und Zielsetzung von Forschungs -
prozessen bestimmen und lenken. Drittmittel der
Industrie sind dabei ein wichtiger Faktor.

Drohnen sind vielfaltig einsetzbar —
auf jeden Fall auch fiirs Militar

Der Unterschied zwischen ziviler und militari-
scher Forschung besteht in der Zielsetzung. Ohne
eine gezielte BerUcksichtigung militarischer Frage-
stellungen und spezieller Bedarfe der Ristungs-
industrie waren weder Ristungsproduktion noch
Kriegslegitimation oder Kriegsfuhrung maoglich.
Umgekehrt gilt: Nur zivil kann fir eine humane
und friedliche Entwicklung der Gesellschaft
geforscht und gearbeitet werden. In der Erkla-
rung zum Braunschweiger Zivilklausel-Kongress
vom Juni 2011 heiBt es daher: ,Dual Use kann
durch Kriterien wie Finanzierungsfeststellung,
Offentlichkeit und demokratische Transparenz
erkannt und damit Ristungsforschung vermieden
werden.” Und: Gerade in Fallen, wo Zerstérungs-
potenzial und maoglicher ziviler Nutzen neuer
Technologien ungeklart sind, steht die Wissen-
schaft in der Verantwortung, Risiken abzuwéagen
und flr eine humane Gestaltung des wissen-
schaftlich-technologischen Fortschritts zu wirken.

Wissenschaft hat die Aufgabe, fur eine friedli-
che und humane Entwicklung einzutreten. Darin
liegt die Bedeutung der Zivilklauselbewegung. @
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Gezielte

Intransparenz

Riistungsforschung an 6ffentlichen Hoch-
schulen nimmt zu. Die Uni Freiburg betei-
ligt sich an der Entwicklung des Bundes-
wehr-Transportflugzeugs Airbus A400 M,
an der Universitat Bremen wird an der
Dateniibertragung von Tornado-Kampfjets
geforscht —, um nur zwei Félle zu nennen.
Solche Auftrage kommen auf unterschied-
lichen Wegen an die Hochschulen.

VON NICOLE GOHLKE

ach Angaben der Bundesregierung finanzier-

te das Bundesministerium fur Verteidigung
(BMVg) in den letzten zehn Jahren Forschungen
an mindestens 47 Hochschulen. Von 2006 bis
2009 wurden jahrlich offiziell etwa 8 Millionen
Euro an Drittmitteln fir wehrtechnisch relevante
oder militarische Forschung vergeben. Doch mehr
ist nicht zu erfahren: Geheim gehalten werden
Details zu Orten, Finanzvolumina, Verwendungs-
zwecken sowie zur Zusammenarbeit wehrwissen-
schaftlicher Dienststellen mit Hochschulen. Das
Argument: Die ,nationale Sicherheit” lasse keine
weitergehenden Informationen gegentber der
Offentlichkeit zu.

Noch undurchsichtiger sind die Auftrage, die
unter den Begriff Dual Use fallen und vielfach
militarisch relevante Forschung durch die Hinter-
tdr etablieren. Mit etwa 49 Millionen Euro jdhrlich
finanziert das Ministerium fur Bildung und
Forschung (BMBF) seit 2007 die so genannte
Sicherheitsforschung. In der Antwort auf die kurz-
lich gestellte Kleine Anfrage der Linksfraktion
musste die Regierung zugeben, dass sie nicht aus-
schlieBen kann, damit im Kern militarische Pro-
jekte zu bezahlen. Obwohl eine zivile Nutzung
nach Aussage des BMBF geprift wird, stehe eine
anderweitige Nutzung der Ergebnisse ,neben der
urspringlichen Verwendungsabsicht” frei. Und
tatsachlich beinhaltet die Liste der beteiligten
Unternehmen Rustungsfirmen.

Von Transparenz und einer informierten
(Hochschul-)Offentlichkeit ist bei diesen Koopera -
tionen von Hochschulen mit Unternehmen erst
recht keine Spur: Diese Vertrdge unterliegen fast
immer der Geheimhaltung. Zur Rechtfertigung
werden drohende ,Wettbewerbsnachteile” gel-
tend gemacht. Angeblich verfugt auch die Bun-

desregierung Uber keinerlei Informationen, was
die Gesamtsumme der Auftrage von privaten Ris-
tungsunternehmen an 6ffentlichen Hochschulen
angeht, wie aus der Antwort der Bundesregie-
rung auf die Anfrage der Linken hervorgeht.

Der Grund fur die wachsende Rustungsfor-
schung an Hochschulen ist indessen klar: Der
neoliberale Umbau der Hochschulen hat zu deren
chronischer Unterfinanzierung geftihrt. Das
macht sie zunehmend ékonomisch abhangig von
privaten Geldgebern. Die nutzen die staatlichen
Hochschulen fur jede Form von industrieller Auf-
tragsforschung — und eben auch fur wehrtechni-
sche Fragen. Was dabei entsteht ist eine direkte
inhaltliche Abhangigkeit der Forschung und Lehre
von den Geldgebern und ihren Interessen.

Sieht so die im Grundgesetz verankerte Wis-
senschaftsfreiheit aus? Um wirkliche Wissen-
schaftsfreiheit zu gewahrleisten, mussen Hoch-
schulen ausfinanziert werden. Nur so kann der
Druck reduziert werden, Drittmittel jeglicher Art
einzuwerben.

Im Sommer 2012 forderte die Linksfraktion
von der Bundesregierung, sich gegen Rlstungs-
forschung an o¢ffentlichen Hochschulen einzuset-
zen, indem sie auf Zivilklauseln in den Hoch -
schulstatuten und Landeshochschulgesetzen hin-
wirkt. AuBerdem soll die Regierung ihre eigene
Vergabepraxis nach zivilen Kriterien ausrichten,
ihre Geheimhaltungspraxis bei der Vergabe be-
enden und sich fur die Offenlegung von Koope-
rationsvertragen zwischen Hochschulen und
Privatunternehmen aussprechen. Nur eine Aus-
finanzierung der Hochschulen kann deren wissen-
schaftliche Unabhangigkeit gewahrleisten. @

OHMIG N
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Der Deutsche
Gewerkschaftsbund und
zahlreiche Einzel-
gewerkschaften sind sich
einig, dass Forschung und
Lehre an Hochschulen
ausschlieBlich friedlichen
Zwecken dienen darf.
ver.di ist selbstverstandlich
mit dabei. Entsprechend
dieser Grundhaltung hat
unser Fachbereich im
September 2011 beschlos-
sen, dass Hochschulen,
Forschungseinrichtungen
und Schulen dem Frieden,
der Verstandigung unter
den Volkern und der
Erhaltung der natiirlichen
Lebensgrundlagen zu
dienen haben.
Gewerkschaftsmitglieder
und Personalrate an den
Hochschulen kénnen und
sollten Studierende,
Lehrende und Beschaftigte
motivieren, sich
gemeinsam fiir die
Verankerung einer Zivil-
klausel zu engagieren.
Dariiber hinaus ist auch
an die Courage der
einzelnen Beschaftigten
zu appellieren, nicht

an militarischen oder
Dual-Use-Forschungs -
projekten mitzuwirken.

biwifo o

Gewerkschaften fur
Friedensforschung

VON HEINZ LEHMANN

war haben sich Gewerkschaften in der Ge-

schichte mehrheitlich gegen Kriegsforschung
und militarische Interventionen positioniert. Doch
es darf nicht verschwiegen werden, dass der
Erhalt oder die Schaffung von Arbeitsplatzen in
der Rustungsindustrie auch von Gewerkschaf-
terlnnen immer wieder zur Rechtfertigung ins
Feld gefuhrt werden. Auch manche wissenschaft-
liche Mitarbeiterinnen argumentieren mit der
Freiheit von Forschung und Lehre und betonen
den zivilen Nutzen, der bei Forschungen im
Rustungssektor abfallt. Dartber hinaus verweisen
sie haufig auf die Finanznot, die zur Einwerbung
von Drittmitteln zwingt.

AuBerdem mangelt es leider zahlreichen
Hochschulen noch immer an einer kritischen Auf-
arbeitung der eigenen Geschichte. Die Rolle von

deutschen Universitaten in den Jahren 1933 bis
1945 in Bezug auf Militarforschung ist weder voll-
standig aufgearbeitet noch sind daraus Konse-
quenzen fur die heutige Forschungsstrategie
abgeleitet worden. Doch es geht auch anders:
Die TU Darmstadt, die sich im Dritten Reich sehr
opportunistisch zu den Machthabenden in Staat,
Militar und Wirtschaft verhalten hat, hat vor kur-
zem eine Zivilklausel in ihre Grundordnung ge -
schrieben.

Dass mit dem Umbau der Bundeswehr zur
Berufsarmee der Etat zur Nachwuchswerbung
auf Uber 10 Millionen Euro pro Jahr erhoht
wurde, sieht verdi ebenfalls duBerst kritisch.
Damit werden an Hochschulen Lehrveranstaltun-
gen von Jungoffizieren der Bundeswehr ausge-
richtet. AuBerdem werben Bundeswehrangehori-
ge an Schulen massiv fur eine Karriere bei ihrem
Arbeitgeber. ®

An die Universitatsleitungen

Internationaler Aufruf

und die verantwortlichen akademischen Institutionen

Verpflichtet alle Universitdaten dem Frieden
und weist Militarforschung zuriick -
es ist Zeit zu handeln!

Die Freiheit des Denkens und der Forschung fur eine friedliche, nachhaltige und gerechte Welt sind
globale Menschenrechte. Heute werden sie vielerorts verletzt — auch an vielen Universitaten welt-
weit. Die wachsende Militarisierung der akademischen Forschung betrifft nicht allein Ingenieurs-
und Naturwissenschaften, sondern auch Geistes- und Sozialwissenschaften und tragt dazu bei, dass
die Menschenrechte auf Freiheit des Denkens und der Forschung erodieren. Sofortige Schritte sind
notwendig, um diesen Prozess zu stoppen.

Die Unterzeichnerinnen sind der Uberzeugung, dass Universitaten ihren Fokus auf die Sicherung
des Friedens und die Vélkerverstandigung lenken und deshalb militérische Forschung und Lehre
ablehnen missen.

Wir rufen dazu auf, militérische Forschung und Lehre abzubrechen. Die Universitatsleitungen
und die fur die akademischen Institutionen Verantwortlichen sollen gedréngt werden, verbindliche
Regelungen in den Statuten der Hochschulen zu verankern — ahnlich den Zivilklauseln, die es in eini-
gen Landern bereits gibt.

Der Aufruf wurde im Januar 2011 erstmals veréffentlicht und ist inzwischen von vielen international
bedeutenden Wissenschaftlerinnen unterschrieben wie Noam Chomsky vom Massachusetts Institute
of Technology (MIT) in den USA oder dem deutschen Klimaforscher Hartmut GraBl, der friher das
Max-Planck-Institut flir Meteorologie geleitet hat.
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Foto: privat

Reiner Braun

ist Geschaftsfuhrer bei der
Vereinigung Deutscher
Wissenschaftler und setzt sich seit
Jahren fur Zivilklauseln an
Hochschulen ein

biwifo: Wie wichtig ist Rustungsforschung an deutschen
Hochschulen im Vergleich zu anderen Landern?

Reiner Braun: Welchen Umfang das Ganze in Deutschland
schon hat, ist aufgrund des Dual-Use-Charakters vieler Projekte
schwer zu sagen. Wir gehen von etwa 3 bis 4 Milliarden Euro
jahrlich aus. Angesichts von 80 bis 100 Milliarden Euro fiir
die Gesamtforschung an deutschen Universitédten ist das noch
relativ wenig, aber es gibt eine deutliche Steigerung in den
letzten Jahren. Die groBBen US-Universitdten wie Harvard, MIT
oder Stanford finanzieren sich zu mindestens 50 Prozent durch
Gelder aus der Ristungsindusrie oder aus dem Verteidigungs-
ministerium. Dort gibt es eine totale Abhdngigkeit; bei uns
kann man noch sagen: Wehret den Anféngen.

Wie kommt es zu den Kooperationen und von wem geht
die Initiative aus?

Das ist vielfdltig. Zum einen gibt es natdrlich personelle
Verflechtungen. Manche Hochschullehrer waren vorher bei
der Bundeswehr oder bei einer Bundeswehrhochschule, andere
haben im Verteidigungsministerium gearbeitet oder auch in
der Rustungsindustrie — und umgekehrt. AuBerdem vergibt das
BMVG Auftrége zum Beispiel zu Themen wie Material- oder
Drohnenentwicklung, Laserforschung und dhnlichem. Die
Industrie vergibt Auftrdge, es gibt aber auch umgekehrt An-
fragen von Seiten der Universitaten.

Was kénnen Beschéftigte tun, wenn sie in so einem Projekt
mitarbeiten sollen?

Es ist oft nicht so einfach zu erkennen, dass ein Forschungs -
auftrag aus dem Verteidigungsbereich kommt. Die Alarm -
glocken sollten schrillen, wenn der Auftraggeber nicht bekannt
ist und wenn die Forschungsergebnisse einer Geheimhaltung
unterliegen. Bei Dual-Use-Techniken ist das schwieriger
rauszufinden: Da sollte man mit Kollegen diskutieren, ob die
Forschungsergebnisse auch militarisch nutzbar sind.

Welche Chancen haben Beschaftigte, ihre Mitarbeit zu ver-
weigern?

Man kann sich nicht wehren, bestimmte Arbeitsauftrdge zu
Ubernehmen. Wenn ich das tue, wird mein Vertrag auslaufen
oder ich werde gekiindigt. Das muss dann jeder mit sich selbst
abmachen. Anders ist die Situation, wenn es eine Zivilklausel an

. Wir steuern

einer Universitat gibt und dort trotzdem Ristungsforschung lau-
fen sollte: Dann ist die juristische Ausgangsbasis viel ginstiger.

Kennen Sie Leute, die sich geweigert haben, bei solcher
Forschung mitzuwirken?

In Deutschland noch nicht. Aber international gibt es Men-
schen, die ausgestiegen sind. Subrata Ghoshroy ist so jemand.
Der war jahrzehntelang in der Raketenforschung und arbeitet
heute mit uns in der internationalen Zivilklauselbewegung zusam-
men. Er ist nach wie vor am MIT, aber in einer anderen Abteilung.

Warum gibt es in Deutschland keine Whistleblower?

Es gibt bei uns durchaus Whistleblower, zum Beispiel im
Nuklearbereich. In der Rustungsforschung sind sie wohl deshalb
noch nicht aufgetaucht, weil der ganze Bereich noch sehr klein
ist. AuBerdem stellen die entsprechenden Institute Leute ein, die
mit einer positiven Haltung an Ristungsforschung herangehen.

Was haben die Hochschulen von der Forschung?

An erster Stelle Geld — und das ist fir unterfinanzierte Hoch -
schulen sehr wichtig. Natdrlich geht es auch um interessante
Auftrége in der Spitzenforschung, die auch relativ spitzenméBig
bezahlt werden. Fir die Industrie ist es dagegen billiger, in
Stiftungslehrstihle zu investieren als entsprechende Forschungs -
abteilungen selbst aufzubauen.

Halten sie es fur moglich, dass Zivilklauseln den Trend stop-
pen oder sogar umkehren kénnen?

Wir steuern erst einmal auf einen Konflikt zu, der in der
Dynamik und Dimension noch gar nicht erkannt ist. Wir haben
eine Ausweitung von Zivilklauseln an den Universitdten — und
wir haben die klare Ansage von Verteidigungsminister de
Maiziére, dass er die Zivilklauseln fir verfassungswidrig hélt. Er
verweist dabei auf die Freiheit von Wissenschaft und Forschung.
Dieser Konflikt wird zum einen auf juristischer Ebene stattfinden:
Irgendwann wird irgendwer klagen. Zum anderen wird er sich
aber auch politisch zuspitzen. Wie das ausgeht, ist fiir mich zur
Zeit eine véllig offene Frage. Das hangt sehr stark davon ab,
ob es den gesellschaftlichen Kraften gelingt, der zunehmenden
Kriegsorientierung in diesem Land massiv entgegenzutreten. @

OHMIq ©

Interview: Annette Jensen
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Uberraschend
gutes Tarifergebnis

Die dritte Verhandlungsrunde mit

den Arbeitgebern der Lander war auf

zwei Tage angesetzt. Sie begann zdh
und so dauerte es mal wieder bis

tief in die Nacht. Dann stand fest: Wir

haben ein gutes Gesamtergebnis erzielt

— mit ein paar Schattenseiten.

VON NORBERT KONKOL

Ur dieses Jahr werden die Entgelte um 2,65
Prozent angehoben, im ndchsten Jahr steigen
sie erneut um 2,95 Prozent. Wenn die furs laufen-
de Jahr prognostizierte Inflationsrate von 1,8 Pro-
zent eintrifft, bedeutet das eine Reallohnerho-
hung. AuBerdem wird der Urlaubsanspruch aller
Vollzeitbeschaftigten auf 30 Arbeitstage erhoht;
das ist mehr, als den Kolleginnen beim Bund zu-
steht. Dass sich die Lander damit als eigenstandi-
ger und im Vergleich zum Bund fortschrittlicher
Arbeitgeber profiliert haben,
darf allerdings bezweifelt wer-
den. Dazu wuirden auch eine
entsprechende Entgeltordnung
gehoren, eine Regelung fur Lehr-
krafte und die Begrenzung von
Befristungen.

Fotes: ver.di Bonn

Bonn

Fotos: Beatrix Krone

Auszubildende erhalten
far 2013 einen Festbetrag
von 50 Euro und im nachsten
Jahr eine Lohnerhéhung von
2,9 Prozent, dazu einheitlich
27 Urlaubstage. AuBerdem

Hamburg

Fotos: Renate Wegener
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Konstanz

haben wir erreicht, dass sie — unter bestimmten
Bedingungen — nach der Ausbildung in ein unbe-
fristetes Beschaftigungsverhaltnis Gbernommen
werden. Die Beschéaftigten in den Zentren fur
Psychiatrie in Baden-Wdrttemberg erhalten einen
zusatzlichen freien Tag. Die Laufzeit des Tarif-
abschlusses betragt zwei Jahre.

Unser Ziel, das Thema Befristung und seine
Folgen auf die Tagesordnung zu setzen, haben
wir erreicht — auch wenn konkrete Regelungen
zur Begrenzung noch fehlen. Selbst die Arbeit-
geber der Lander mussten einrdumen, dass Zeit -
vertrage in vielen Dienststellen und Betrieben
missbrauchlich angewandt werden. Obwohl die
SPD, die Blndnisgrinen und die Linken darlber
diskutieren, wie sich Befristungsauswuchse korri-
gieren lassen, war die Tarifgemeinschaft der
Lander (TdL) nicht zu konkreten Vereinbarungen
bereit wie etwa den Ausschluss sachgrundloser
Befristungen. Wir haben aber eine schriftliche Zu-
sage, die Gesprache darlber mit den Landern
fortzusetzen. Darauf werden wir bestehen. Au -
Berdem haben wir das Thema in die Gesprache
mit den Parteien eingebracht und werden es in
der Bundestagswahl weiter verfolgen.

Eine Vereinbarung zur Eingruppierung der
Lehrkrafte war mit den Arbeitgebern dagegen
nicht durchzusetzen. Sie waren in diesem Punkt
desolat vorbereitet und haben blockiert. Die GEW
wird die Auseinandersetzungen weiterfuhren —
und wir werden sie dabei unterstitzen. @

Cinkee (Fuly :ﬂ
{erale i ol i
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Fotos: Peter Schmittr
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Die Streiks waren

erfolgreich

Seit Mitte Februar rollte eine Warnstreik-
welle durchs Land: Den Arbeitgebern sollte
klar gemacht werden, dass endlich ein
verhandlungsfahige Angebot auf den Tisch
musste: Die Landesbeschaftigten wollen
nicht schlechter gestellt werden als die Kol-
leginnen und Kollegen in Bund und Kom-
munen. Beschaftigte aus 130 Dienststellen
und Betrieben unseres Fachbereichs waren
beteiligt. Die Aktionen waren vielfaltig und
bunt und gaben einen Vorgeschmack auf
das, was richtiger Streik bedeutet hatte.

n Hamburg machten Kolleginnenen von allen

sechs Hochschulen mit, und auch Beschaftigte
der Staats- und Universitatsbibliothek lieBen
die Bucher liegen. ver.di gewann dort unmittelbar
vor dem Warnstreik sechs neue Mitglieder — vor
allem bei den Azubis. Weil die Technik an der
Hochschule fiir Musik und Theater fest in der
Hand von ver.dianerinnen ist, blieben die Schein -
werfer aus: Keine Proben, keine Probeauffiihrun-
gen, kein Bihnenbetrieb.

In Braunschweig hielten Schnee und Regen
350 Leute aus den Studentenwerken und der
TU nicht davon ab, am 19. Februar auf die StraBe
zu gehen; in der Mensa gab es nur wenig zu
essen. Auch Studierende waren trotz Klausu-
renphase mit dabei. Unterstitzung kam von der
TU Clausthal.

Freiburg

Gelsenkirchen

.Hande weg vom Urlaub” — mit dieser For -
derung zogen Streikende der Uni Bonn zum
Munsterplatz und hatten zur lllustration eine
Plastikinsel dabei. An der RWTH Aachen gin-
gen die Beschaftigten der Bibliotheken,
Verwaltung und Sicherheit friihmorgens auf
die StraBe, schenkten den Passanten Brot-
chen und Kuchen - und fanden viel Zu-
stimmung fur die Tarifforderungen.

Auch in fast allen anderen Bundes-
ldndern gab es Aktionen und Warnstreiks.
Die Hochschulen und Unis in Erfurt, Jena,
llmenau wurden ebenso bewarnstreikt wie das
Institut fiir Gemiise- und Zierpflanzenbau in
GroBbeeren. Auch die Studentenwerke
und Unis in Mainz, Tubingen und
Regensburg beteiligten sich, genau wie
die Uni Hohenheim und die Hochschule
Aalen, die Uni und Fachhochschule in
Flensburg und zwei Hochschulen in Gel-
senkirchen. In Rostock fand ein ganz-
tagiges Streikfrihstlck statt mit zwischenzeit-
licher Verdauungskundgebung und auch in
Miinchen und Augsburg wurde die Bevol-
kerung durch Warnstreiks an Hochschulen und
Studentenwerken informiert. @

Miinchen

Totos: verdi Nds./Bremen

Y .

+++ Pressemeldung + + + Freiburg, 0. Februar 2013 + + + ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft — Bezirk Stidbaden

Protestkundgebung mit Aktionstheater ,Nur im Mérchen fallen die Taler vom Himmel“

o

In Freiburg waren heute an der Universitit Freiburg insgesamt 170 Beschéftigte zur Protestkundgebung gekommen. Sie wehrten sich mit vielféltigen Aktionen gegen die §

Missachtung ihrer Arbeitsleistung seitens der Arbeitgeber in der Tarifrunde der Lénder. So fand u.a. das Aktionstheater ,Nur im Mérchen fallen die Taler vom Himmel* .

=

Universitdt statt. Dies war jedoch nur die erste Welle. Dieser Aktion werden ganztégige Warnstreiks der Landesbediensteten direkt vor der dritten Verhandlungsrunde,

welche am 7. und 8. Marz 2013 stattfindet, folgen.
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B Weiterbildungstrager
verlieren erste Prozesse
Die Bildungstrager, die
den staatlich vorgeschriebenen
Mindestlohn in der Branche
ablehnen und die Verordnung
aussetzen lassen wollten, sind
beim Prozess vorm Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg
gescheitert. Damit wurde das
erstinstanzliche Urteil bestatigt.
Die Antragsteller hatten nicht
glaubhaft gemacht, dass ihnen
durch die Einfiihrung von Min-
destlohnen derart schwerwiegen-
de Nachteile drohten, die eine
vorlaufige AuBerkraftsetzung der
Verordnung rechtfertigten, urteil-
ten die Richter. Das Verfahren in
der Hauptsache steht allerdings
noch aus. Darin sollen alle
Einzelfragen geklart und tber die
RechtmaBigkeit der Verordnung
entschieden werden. Wann ein
Urteil zu erwarten ist, ist unklar.

B Fir ein umfassendes
Streikrecht

Von den 27 Staaten der
Europdischen Union ist der politi-
sche Streik nur in England, Oster-
reich und Deutschland illegali-
siert. , Diese lllegalisierungen,
Einengungen, Einschrankungen
und Verbote stehen im krassen
Widerspruch zu dem Art. 23 der
allgemeinen Erklarung der
Menschenrechte der Vereinten
Nationen”, heiBt es im Wies-
badener Appell. Die Arbeitgeber-
verbande, einzelne Arbeitgeber
und wesentliche Teile der Politik
versuchen standig, die wenigen
Streikrechte immer weiter einzu-
schranken. , (Streik-)Recht ist
immer Ausdruck von wirtschaft -
licher und politischer Macht.
Streikrechte sind elementare und
soziale Menschenrechte, die
erkampft werden miissen.”

Wer den Wiesbadener Appell
fiir ein besseres Streikrecht
unterschreiben will:
www.politischer-streik.de

Weiterbildung

Trube Aussichten

fur 2013

Arbeitsagenturen und Jobcenter haben
2013 mal wieder weniger Geld zur
Verfiigung als im Vorjahr. Dafiir gibt es
verschiedene Griinde.

VON ROLAND KOHSIEK

m Bereich der Arbeitsférderung des SGB Il sinkt

das Volumen fur aktive Arbeitsmarktpolitik pa-
rallel zu den offiziell abnehmenden Arbeitslosen-
zahlen. Problematischer ist die Situation fur den
Bereich des SGB II, fur den die Jobcenter zustan-
dig sind. Hier wirkt unverandert der Spar-Be-
schluss der Bundesregierung vom Juni 2010.
Infolgedessen stehen 2013 nur ungefahr 51 Pro-
zent der Mittel fUr aktive Arbeitsmarktpolitik zur
Verfligung, die es im Jahr 2010 dafur gab.

Dabei bedient sich die Politik eines ausgespro-
chen &rgerlichen Tricks in der Darstellung: Ver-
glichen werden immer nur die Planzahlen des
kinftigen Jahres mit den Ist-Zahlen des gegen-
wartigen. Weil in den Vorjahren bereits tber Soll
gekUrzt wurde, sieht der Sprung nach unten viel
kleiner aus als er in Wirklichkeit ist.

Die Wirkung dieser Kiirzungen auf die Struktur
der Branche ist gravierend: Die Konkurrenz ver-
scharft sich abermals, die Zahl der Trager sinkt.
Manche melden Insolvenz an, haufiger aber zie-
hen sich Unternehmen vom Markt zuriick oder
stellen ihre Geschéftstatigkeit sogar ganz ein.

Foto: Werner Bachmeier

Bei Weiterbildungstragern wird es fir Arbeitslose

und dort Beschaftigte immer enger

Parallel werden die Arbeitsbedingungen immer
mieser. Der Dokumentationsaufwand ist hoch und
steigt nicht selten sogar an, zugleich werden die
Teilnehmerinnengruppen immer heterogener. Ver-
langt werden neue Qualifizierungskonzepte — die
sich real zwar haufig gar nicht stark vom Bisheri -
gen unterscheiden, aber immer neu formuliert
und vorgelegt werden mdssen.

Die Durchschnittsgehalter bei Neueinstellun-
gen verharren weiter auf einem Niveau, das um
30 bis 50 Prozent unter dem liegt, was vor dem
groBBen Einbruch 2003 bis 2006 gezahlt wurde.
Solche skandalds niedrigen Gehalter greifen in-
zwischen Uber auf Bereiche jenseits der von SGB |
und IIl geférderten Weiterbildung.

Die Ursache fur die Situation ist zum einen in
der allgemeinen Tendenz zur Vermarktlichung des
Bildungsbereiches zu suchen, zum anderen in den
Vergabemechanismen der Bundesagentur fir
Arbeit. Zwar gab es schon seit den 1990er Jahren
Ausschreibungsverfahren. Doch erst mit den
Hartz-Gesetzen 2002/03 wurden sie verallgemei-
nert und systematisch durchgesetzt. Nicht nur das
Volumen der Kurse und MaBnahmen sank da-
durch dramatisch. Auch die Qualitat bleibt auf der
Strecke. Das immerhin ddmmert mittlerweile
offenbar auch einigen auf der Leitungsebene der
Bundesagentur fur Arbeit. Doch konkrete Konse-
guenzen fehlen bisher.

So vergibt die Bundesagentur nach wie vor
eine groBe Anzahl ihrer BildungsmaBnahmen als
so genannte arbeitsmarktpolitische Dienstleistun-
gen Uber ein Vergabeverfahren, das duBerst um-
stritten ist. Zugleich untergrabt sie das soziale
Sicherungssystem, auf dem sie selbst fuBt und
das auf Beitrdge sozialversicherungspflichtig Be -
schaftigter angewiesen ist. Ein GroBteil der
Dozentlnnen, die die Kurse leiten, arbeiten inzwi-
schen notgedrungen auf Honorarbasis.

Im Handbuch Arbeitsmarkt 2013, herausge-
geben von Institut fur Arbeitsmarkt und Berufs -
forschung der Bundesagentur fur Arbeit, findet
sich eine Ubersicht (iber so genannte atypische
Beschaftigungsverhaltnisse, worunter auch befri-
stet Beschéftigte fallen. Danach ist der Bereich
.Erziehung und Unterricht” der Spitzenreiter im
negativen Sinne. Die Bundesagentur hat unbe-
streitbar einen erheblichen Anteil an dieser Ent-
wicklung. @



Zwischenruf zum Rucktritt von Annette Schavan

Titel weg, Amt weg -

was bleibt?

Ja, sie musste gehen, weil Abschreiben bei
Doktorarbeiten auch nach 33 Jahren nicht
verjahrt ist. Das haben wir zur Geniige
gehort. Nun ist Annette Schavans Nach-
folgerin und Studiengebiihr-Befiirworterin
Johanna Wanka noch sieben Monate
Bundesministerin fiir Bildung und For -
schung. In dieser Legislaturperiode wird
hoéchstwahrscheinlich nicht viel mehr
passieren als Wahlkampf. Aber vielleicht
lohnt ja ein Blick auf Schavans Amtszeit,
um sich Uber ihre Absichten und die ihrer
Hintermanner und -frauen im Klaren zu
werden - Giber die langen Linien also.

VON ANDREAS SCHLOSSAREK

as bei fast allen Rucktritts- und Amtszeit-

Analysen fehlt: Annette Schavan hat zu
Zeiten von Rot-Grlin gemeinsam mit den Hoch-
schulrektoren die Foderalismusreform gegen ihre
Amtsvorgangerin Edelgard Bulmahn (SPD) los-
getreten. Damals saB3 die CDU-Frau noch in
Stuttgart und machte Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik fur Baden-Wurttemberg. Das Ko-
operationsverbot in Artikel 91b Grundgesetz
wurde gestarkt, eine ,strikte” Haushaltstrennung
zwischen Bund und Landern bei Bildung und
Forschung festgeschrieben. Das alles gilt bis
heute — zum Schaden einer europaischen Bundes-
forschungspolitik. Gestarkt wurden damals die
Landerposition und die Autonomie der Hoch-
schulen.

Nun wird der Ex-Ministerin (neben all der Lob -
hudelei) vorgeworfen, sie habe es als Bundes -
ministerin versaumt, den Bund im Forschungs -
bereich zu starken. Ja — wollte sie das denn Uber-
haupt?! Es kénnte ja auch sein, dass sie mit
Ruckenwind von Landesfirsten und Industrie-
Granden zum Bund gesegelt ist, um dort Beute zu
machen, indem sie Bundeseigentum in privatisier-
tes Landeseigentum mit eingebautem Industrie -
zugriff verwandelte. Wenn diese Lesart zutrifft,
ware sie sehr erfolgreich gewesen zum Beispiel
bei der Fusion der Uni Karlsruhe mit dem For-
schungszentrum Karlsruhe zum KIT. Dieser Coup
verschafft der Industrie im milliardenschweren Zu -
kunftsmarkt Nanotechnologie sowie bei der
Energietechnik einen einfachen Zugang zu Hoch-
schulforschung.
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Schon damals hatte sie ein unbrauchbares Steuer
in der Hand - Annette Schavan mit jungen
Gewerkschafterinnen

Ware eine solche Entwicklung ohne Annette
Schavans Handlungsmacht als Ministerin im
BMBF moglich gewesen? Viele Insider verneinen
das vehement. SchlieBlich fugt sich die Offnung
der Aufsichtsgremien von Forschungseinrichtun -
gen flr Vertreter der Finanz- und Industrie ge-
nauso ins Bild wie die gleichzeitige Entmachtung
des Ministeriums, dem Annette Schavan vor-
stand. Jetzt sitzen im KIT-Aufsichtsrat Personen
wie der Vorstandsvorsitzende der Daimler AG
Dieter Zetsche, der auch Mitglied im RWE-
Aufsichtsrat ist, oder der BASF-Vorstandsmann
Andreas Kreimeyer. Auch der BMW-Erbe Stefan
Quandt durfte dort Platz nehmen, was dessen in
der Nano-Branche tatigen Schwestern Susanne
Klatten und Silvia Quandt gewiss Recht war.
Solche Menschen bestimmen nun Uber die
Geschicke und das leitende Personal der steuer-
finanzierten und dem Gemeinwohl verpflichteten
Forschung. Zugleich wurden Betriebs- bzw. Per -
sonalrate ausgebootet: Sie sind in den Aufsichts-
gremien nicht vertreten. Und welchen interessier-
ten Kreisen wurde mit der Privatisierung im Ge -
sundheitsbereich und dem dortigen Neuzu-
schnitt der Forschungskapazitaten Tur und Tor
geotffnet?

Gleicht das alles nicht dem Konzept der verldn-
gerten Werkbank, so wie es die Arbeitsgemein -
schaft der Betriebs- und Personalrdte der auBer -
universitaren Forschungseinrichtungen (Fraun -
hofer, Helmholtz, Leibniz, Max Planck) schon 1994
in ihrem Thesenpapier ,Forschung in gesellschaft-
licher Verantwortung” kritisiert hatte? Hier gegen-
zusteuern ware ein Uberaus lohnendes Thema fur
die bevorstehenden Wahlkémpfe auf Bundes- und
Landesebene. ®

M ELDUNGEN

B Hochschulsekretérin-
nen fiihlen sich ignoriert

Uber 50 Prozent der
Hochschulsekretarinnen in
Braunschweig haben an einer
Befragung teilgenommen. 64
Prozent von ihnen haben den
Eindruck, dass ihre Arbeit allge-
mein unterschatzt wird, 43 Pro-
zent fiihlen sich sogar als
.Tippse” oder ,Madchen fiir
alles” wahrgenommen. Weiter-
qualifizierung wird kaum unter-
stiitzt — und wo sie stattfindet,
wird auch das kaum registriert.
75 Prozent sind mit ihrer Ein-
gruppierung unzufrieden.
Immerhin ist es durch die Um-
frage gelungen, auch die
Aufmerksamkeit der Personal -
abteilung zu erregen.

Die Hochschulsekretarinnen
treffen sich nun regelmaBig, um
Verbesserungen zu erreichen.

B Gute Arbeitsvertrdage
in der Forschung

Im Rahmen des Europai-
schen Sozialdialogs wurden 12
»Benchmarks” fiir gute Arbeits-
vertrage in der Forschung unter
Beteiligung von Gewerkschaften
und Wissenschaftsorganisatio -
nen entwickelt. Dabei darf man
den Begriff , Forschende” ruhig
weit fassen, er ist auf den
gesamten Wissenschaftsbereich
anwendbar.
http://www.eurocadres.eu/
spip.php?page=sommaire&
lang=de

B So viele Studierende
wie nie

Laut Statistischem Bundes -
amt hat die Zahl der Studieren-
den mit 2,4 Millionen im Jahr
2011 ein neues Rekordniveau
erreicht. Innerhalb von zehn
Jahren ist somit eine Zunahme
von 27 Prozent zu verzeichnen.
Mit 528.000 hat sich die Zahl
der Studienanfangerlnnen sogar
um 50 Prozent erhoht. Die Be-
treuungssituation hat sich trotz
Personalaufstockung verschlech-
tert: Von 15,9 auf 15,2 Studie-
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Fachbereichsvorstand will

Bundestagswahlkampf nutzen

22. bis 24.
Mai 2013

17. bis 20.
September 2013

23. bis 25.
September 2013

23. bis 25.
September 2013

wei Themen standen ganz oben auf der

Agenda bei der letzten Sitzung des Bundes-
fachbereichsvorstands: Die Tarifrunde fur die
Beschaftigten der Lander und die Bundestags-
wahl im Spatsommer.

Es wird in diesem Jahr vordringlich darum
gehen, dass alle Arbeitsgruppen des Fachbereichs
ihre politischen Kontakte aktivieren und vertiefen.
Insbesondere die ausufernde Befristungspraxis
soll dabei in den Fokus rticken. Die geschieht zum
einen Uber das Wissenschaftszeitvertragsgesetz,
zum anderen Uber das Teilzeit- und Befristungs-
gesetz, das auch ohne sachlichen Grund ermég-
licht, Zeitvertrage abzuschlieBen.

Hier wollen wir auf politischer Ebene gegen-
steuern. Sowohl Tarifpartner als auch Gesetz-
geber missen mit den Folgen dieser Politik kon-
frontiert werden, die zu einer zunehmenden
Prekarisierung der Beschaftigung in den Einrich-
tungen des Bildungssektors fuhrt.

.Prekare Arbeit — Prekdres Leben — Prekédre Zu-
kunft” ist deshalb auch der Titel der gemeinsa-
men Arbeitstagung der Fachbereiche 5 und 13.

Sie soll am 13. und 14. Juni in Berlin stattfinden.
Geplant ist, dass dort die arbeitsmarktpolitischen
Sprecherinnen der Bundstagsfraktionen zusam-
men mit dem ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske
auf dem Podium sitzen und diese Fragen diskutie-
ren. So werden wir die Positionen der einzelnen
Parteien zu diesem Thema vor der Bundestags-
wahl erfahren.

Trotz aller Probleme gibt es auch eine duBerst
erfreuliche Entwicklung zu vermelden: Bereits das
vierte Jahr in Folge hat der Fachbereich mit einem
Mitgliederzuwachs abgeschlossen. Somit scheint
die Trendwende stabil zu sein. Damit das so bleibt
und die in den Bildungseinrichtungen vorhande-
nen Potenziale noch besser erschlossen werden
kénnen, hat der Bundesfachbereichsvorstand
einen Diskussionsprozess in Gang gesetzt. Der hat
zum Ziel herauszufinden, wie neben dem alltég-
lichen Geschaft und den Tarifauseinandersetzun-
gen zuklnftig auch politische Kampagnen ge-
nutzt werden kénnen, um neue Mitglieder zu
gewinnen. Auch sonst soll auf allen Ebenen stets
mitgedacht werden, wie neue ver.dianerlnnen ge-
funden werden kénnen. @

Klaus B6hme

ver.di-Bildungsstatte
Bielefeld

ver.di-Bildungsstatte
Lage-Horste (IMK)

ver.di-Bildungsstatte
Walsrode

ver.di-Bildungszentrum
Gladenbach

Eingruppierungsrecht im TV-L und TV6D
Seminar fur Betriebs- und Personalrate in Forschungseinrichtungen und
Hochschulen

Eingruppierungsrecht im TV-L und TV6D
Seminar fur Betriebs- und Personalrate in Forschungseinrichtungen und
Hochschulen

Gute Arbeit = Gesunde Arbeit
Gestaltungsmaglichkeiten flr Personalrate, Betriebsrate und Vertrauensleute
im stark veranderten Bibliotheksumfeld

Arbeiten ohne (gutes) Ende fiir die Wissenschaft?
Seminar fur Betriebs- und Personalrate in Wissenschaftseinrichtungen,
Vertrauensleute, aktive Mitglieder und andere Interessierte



Blick von auBBen und nach innen
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Daniel Koster

ndlich! Endlich halte ich das Urteil in Handen
Eund habe Gewissheit: Meine Tatigkeit an der
Uni des Saarlandes ist nicht die eines , Hiwis”, son-
dern die eines richtigen Beschaftigten. Seltsame
Unterscheidung, finde ich, aber es gibt sie nun
mal. Und jetzt habe ich Anspruch auf Tariflohn.

Zur Vorgeschichte: Ende 2011 sollten meine
Vertrage an der Universitat des Saarlandes nicht
mehr verlangert werden. Vier Jahre lang hatte ich
bei der Zentralen Studienberatung gearbeitet und
Kommilitoninnen beziiglich BAf6G, Stipendien,
Studienkrediten und anderen finanziellen Fragen
beraten. AuBerdem war ich Mentor flr Erst-
semester, habe ihnen gezeigt, wie die Bibliothek
funktioniert und welche Kneipen und Clubs in
Saarbricken cool sind. Vergeblich stellte ich einen
Antrag an das Prasidium auf erneute Verldnge-
rung und redete mit dem Leiter der Personalab-
teilung — doch die Universitatsleitung stellte sich
stur. So blieben mir zwei Moglichkeiten: Mich
meinem Schicksal zu ergeben oder den Finger in
eine Wunde zu legen, auf die ich die Universitats-
verwaltung schon als AStA-Mitglied diverse Male
aufmerksam gemacht hatte: Dass viele Studie-
rende als studentische Hilfskrafte eingestellt wer-
den, obwohl sie Uberwiegend Verwaltungstatig-
keiten verrichten und damit unter den Tarifvertrag
der Lander fallen massten.

Ich entschied mich fur den Gang vors Arbeits -
gericht. SchlieBlich hat das Bundesarbeitsgericht
bereits 2005 die Kriterien fur Hiwi-Tatigkeiten
sehr eng gesetzt. Wie erwartet, versuchte der
Uni-Vertreter die Richter davon zu Uberzeugen,
dass meine Aufgaben rein wissenschaftlich seien
— und da ich die in Saarbrticken maximal erlaub-
ten vier Jahre als studentische Hilfskraft erreicht
habe, konne ich keine Vertragsverlangerung
mehr bekommen. Den Nachweis der tUberwie-
gend wissenschaftlichen Aufgaben blieb die
Rechtsabteilung der Uni dann aber trotz wochen-
langer Frist schuldig. Und im Prozess musste der
Uni-Vertreter sogar zugeben, dass meine Beur -
teilungen offenbarten, dass ich gute Arbeit leiste.

Recht haben

So entschieden die drei Richter in diesem Januar
nach fast einem Jahr zermuUrbender Wartezeit
zu meinen Gunsten.

Dank des Urteils kann ich jetzt nicht nur wei-
terarbeiten, sondern habe Anspruch auf
Tarifbezahlung: Statt bisher 8,40 Euro pro
Stunde stehen mir jetzt 14 Euro zu, hat die
ver.di-Rechtsberatung ausgerechnet. AuBerdem
habe ich die Grenzen des Teilzeit- und Be-
fristungsgesetzes Uberschritten und muss jetzt
11,25 Stunden pro Woche fest angestellt wer-
den. Damit ist ein betrachtlicher Teil meiner Stu-
dienfinanzierung gesichert und ich kann beru-
higter schlafen. Einzig die Hohe der Bezahlung
durfte umstritten sein. Ich gehe davon aus, dass
ich deshalb erneut klagen muss.

Ich bin wahrlich kein Einzelfall. Viele Hoch-
schulen beschaftigen Studierende in Kettenver-
tragen — mein langster lief ein Jahr, der kirzeste
ein paar Wochen. Und jedes Mal die bange
Frage, ob der Vertrag verlangert wird. Viele
Studierende fordern ihren Urlaub nicht ein, mel-
den sich nicht krank, arbeiten Uberstunden,
ohne daflr bezahlt zu werden. Und so werden
die Studierenden zur Konkurrenz derjenigen,
die an den Hochschulen arbeiten. Waren die
Studierenden nicht aus dem Tarifvertrag ausge-
nommen, ware allen geholfen: Den Beschaf -
tigten und den Studierenden.

Und was tun die Personalrdte? Haufig nichts.
Es mag sein, dass ich manchen Leserlnnen mit
meinen folgenden Wiinschen auf die FuBe
trete. Aber es ware schén, wenn Personalrate
aktiv nachforschten, ob Studierende Uberwie-
gend Verwaltungstatigkeiten erbringen. AuBer-
dem sollten die Personalvertretungsgesetze
dahingehend geandert werden, dass Personal-
rate auch die Interessen von , Hiwis” zu vertre-
ten haben. Und schlieBlich missen Tarifvertrage
far alle gelten, die an Hochschulen arbeiten.
Gluck auf! @
Daniel Koster

—
©
=
al
5
=}
[

Ulrich Hempe

B Auch wenn er Ostwestfale
ist: Zum Lachen geht der lebens-
frohe Ulrich Hempe nicht in den
Keller. Seit 1986 leitet der ge-
lernte Hotelkaufmann den Ein-
kauf beim Studierendenwerk
Mainz, und dort trat er voller
Uberzeugtheit und ohne Wer-
bung durch Dritte in die Gewerk-
schaft OTV ein. Heute ist Uli 51
Jahre alt und nach wie vor ein
gewerkschaftlicher , Uberzeu-
gungstater”, fiir den Solidaritat
ein sehr hohes Gut darstellt.

1996 wurde er zum Personal-
ratsvorsitzenden des Studen-
tenwerks Mainz gewahlt und
blieb das fast ein Jahrzehnt lang.
Jetzt ist Uli Hempe schon in der
zweiten Amtsperiode stellvertre-
tender Vorsitzender im Landes -
fachbereichsvorstand von
Rheinland-Pfalz. Ein besonderes
Anliegen sind ihm gute Arbeits-
bedingungen fiir junge
Menschen.

Im Jahre 2000 griindete er
zusammen mit anderen ver.di-
Mitgliedern die Bundes-ARGE der
Studentenwerkspersonalrate.
Freundlich, verbindlich, hoflich
tritt er dort auf — doch wenn es
um die Durchsetzung der Interes -
sen der Kolleginnen in den
Studentenwerken geht, ist Uli
sehr bestimmt und lasst seinen
Worten Taten folgen. Auch des-
halb wurde er 2011 zum neuen
Sprecher der Bundes-ARGE er-
koren. Eine gute Wahl: Bis heute
hat er den Mund nie zu voll
genommen, hat seine Nah- und
Fernziele klar benannt und deren
Durchsetzungsmdglichkeiten
immer realistisch eingeschatzt. ®

Manfred Engelhardt
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Ich méchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr

Personliche Daten:

[ Erwerbslos
0O Wehr-/Zivildienst bis

O Azubi-Volontar/in-
Referendar/in bis

[ Schiiler/in-Student/in bis
(ohne Arbeitseinkommen)

[ Praktikant/in bis

Name L
[ Altersteilzeit bis
[ Sonstiges
Vorname/Titel ¥
StraBe/Hausnummer Bin/war beschéaftigt bei (getrieb/ienststelle/FirmarFiliale)
PLZ Wohnort StraBe/Hausnummer im Betrieb
Geburtsdatum PLZ Ort
Telefon Branche
E-Mail ausgelibte Tatigkeit
o [ ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in
Staatsangehérigkeit
Geschlecht O weiblich O mannlich Tarifvertrag
Beschaftigungsdaten Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw.

O Arbeiter/in O Angestellte/r
[ Beamter/in [0 DO-Angestellte/r
[ Selbststandige/r [ freie/r Mitarbeiter/in

[ Vollzeit
O Teilzeit

Anzahl Wochenstd.

Besoldungsgruppe

Tatigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmaBiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Einzugsermachtigung:

Ich bevollméchtige die ver.di, den satzungs-
gemaBen Beitrag bis auf Widerruf im Last-

schrifteinzugsverfahren
zur Monatsmitte [J zum Monatsende [J
O monatlich 0O halbjahrlich

[ vierteljahrlich [ jahrlich

rschung - Paula-Thiede-U

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (@ itte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

r 10 - 10179 Berlin

Monatsbeitrag: Euro

Der Mitgliedsbeitrag betragt nach § 14 der ver.di-Sat-
zung pro Monat 1% des regelmaBigen monatlichen
Bruttoverdienstes. Flr Rentner/innen, Pensionar/innen,
Vorruhestandler/innen,  Krankengeldbezieher/innen
und Erwerbslose betragt der Monatsbeitrag 0,5% des
regelmaBigen Bruttoeinkommens. Der Mindest-
beitrag betragt € 2,50 monatlich. Fur Hausfrauen/
Hausmaénner, Schiler/innen, Studierende, Wehr-, Zivil-
dienstleistende, Erziehungsgeldempféanger/innen und
Sozialhilfeempfanger/innen betragt der Beitrag € 2,50
monatlich. Jedem Mitglied steht es frei, héhere Beitrage
zu zahlen.

Datenschutz

Ich erklére mich gemaB § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein-
verstanden, dass meine mein Beschaftigungs- und
Mitgliedschaftsverhaltnis betreffenden Daten, deren
Anderungen und Ergdnzungen, im Rahmen der
Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitglied-
schaft und der Wahrnehmung gewerkschafts-
politischer Aufgaben elektronisch verarbeitet und
genutzt werden.

Erganzend gelten die Regelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung

Datum/Unterschrift
oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren*
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu- -
ziehen. *(nur moglich in ausgewshiten Unternehmen) Datum/Unterschrift
Werber/in:
Personalnummer (nur fiir Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren
Name
Ich war Mitglied der Gewerkschaft:
Vorname
Telefon
von: bis:
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	Editorial
	Inhalt
	Schwerpunkt: Mit Zivilklauseln gegen Rüstungsforschung
	Hochschulen für den Frieden – ver.di ist dabei!
	Militärforschung wächst – Widerstand auch
	Bayern als Eldorado der Rüstungsindustrie
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